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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung des Rates zur Änderung der Verordnung (EWG) 
Nr. 1059/69 zur Festlegung der Handelsregelung für bestimmte 
aus landwirtschaftlichen Erzeugnissen hergestellte Waren 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
die Artikel 113, 227 und 235, 
auf Vorschlag der Kommission, 
nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 
in Erwägung nachstehender Gründe: 

Artikel 6 Absatz 2, Buchstabe b der Verordnung 
(EWG) Nr. 1059/69 des Rates vom 28. Mai 1969 zur 
Festlegung der Handelsregelung für bestimmte, aus 
landwirtschaftlichen Erzeugnissen hergestellte Wa- 
ren^), zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) 
Nr. 609/72 ^) sieht vor, daß die Kommission bei der 
Berechnung des beweglichen Teilbetrages den Durch- 
schnitt der cif-Preise (unter Ausschluß der Sonder- 
cif-Preise) oder gegebenenfalls Frei-Grenze-Preise 
berücksichtigt, die für die Festsetzung der Abschöp- 
fungen für die einzelnen betroffenen Grunderzeug- 
nisse zugrundegelegt wurden; der Durchschnitt wird 
berechnet für die ersten 15 Tage des Monats, der 
dem Vierteljahr vorausgeht, für das der bewegliche 
Teilbetrag festgesetzt wird, sowie für die unmittel- 
bar vorausgehenden zwei Monate. 

Artikel 7 Absatz 1 dieser Verordnung bestimmt, 
daß die Kommission - wenn eine der bei der Berech- 
nung des beweglichen Teilbetrages zu berücksich- 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 141 
vom 12. Juni 1969, S. 1 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 75 
vom 28. März 1972 


tigenden Angaben am 15. Tag des Mönats, der dem 
Vierteljahr vorausgeht, für das der bewegliche Teil- 
betrag festgesetzt werden soll, nicht vorliegt - den 
beweglichen Teilbetrag so berechnet, daß an Stelle 
des fehlenden Berechnungselements dasjenige be- 
rücksichtigt wird, das der Berechnung des beweg- 
lichen Teilbetrages während des laufenden Viertel- 
jahres zugrunde gelegt wurde. 

Die in den beiden angeführten Bestimmungen ge- 
nannte 15-Tage-Frist soll es der Kommission er- 
möglichen, die beweglichen Teilbeträge festzusetzen 
und den Mitgliedstaaten, die notwendigen Vorkeh- 
rungen zu treffen, damit diese beweglichen Teilbe- 
träge am 1. Tag jedes Kalendervierteljahres ange- 
wandt werden; diese Frist hat sich jedoch in manchen 
Fällen als zu kurz erwiesen, und mit der Erwei- 
terung der Gemeinschaft hat sich diese Schwierig- 
keit noch erhöht. Es ist deshalb angebracht, die Frist 
auf 20 Tage zu verlängern - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

In Artikel 6 Absatz 2 Buchstabe b und Artikel 7 Ab- 
satz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 1059/69 tritt an die 
Stelle der Zahl 15 die Zahl 10. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Veröf- 
fentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Begründung 


Die Verordnung (EWG) Nr. 1059/69 des Rates vom 
28. Mai 1969 zur Festlegung der Handelsregelung für 
bestimmte aus landwirtsdiaftlidien Erzeugnissen 
hergestellte Waren sieht bei der Einfuhr der be- 
treffenden Waren die Anwendung eines festen und 
eines beweglichen Teilbetrages vor. 

Artikel 6 dieser Verordnung sieht eine 15-Tagesfrist 
vor, damit die Kommission die beweglichen Teilbe- 
träge festlegen kann und die Mitgliedstaaten die er- 
forderlichen Maßnahmen treffen können, damit die 
beweglichen Teilbeträge am 1. Tag des Vierteljahres, 
für welches sie festgelegt wurden, angewendet wer- 
den können. 

Es wurde bei verschiedenen Anlässen festgestellt, 


daß diese kurze Frist zu Schwierigkeiten führt. Diese 
Schwierigkeiten sind augenblicklich noch größer, da 
ab 1. Februar 1973 neben den von den Mitgliedstaa- 
ten der Gemeinschaft in ihrer ursprünglichen Zu- 
sammensetzung den Drittländern gegenüber ange- 
wandten beweglichen Teilbeträgen, Ausgleichsbe- 
träge zwischen den Mitgliedstaaten und bewegliche 
Teilbeträge zwischen den neuen Mitgliedstaaten und 
Drittländern festgelegt und angewandt werden müs- 
sen. Es hat sich deshalb als erforderlich erwiesen, die 
Frist von 15 Tagen auf 20 Tage zu verlängern. 

Dies ist Gegenstand dieses Verordnungsvorschlages, 
der folglich Artikel 6, Absatz 2, Buchstabe b und 
Artikel 7 ändert. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
16. März 1973 - 1/4 (IV/l ) - 680 70 - £- Ha 26/73: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 1. März 1973 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten Kommissionsvorschlag ist vorgesehen, die 
Anhörung des Wirtschafts- und Sozial ausschusses nicht 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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